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81 
Satzung 

des Landschaftsverbandes Rheinland 
über die Zuweisung von Mitteln 

der Ausgleichsabgabe nach dem Sozialgesetzbuch 
- Neuntes Buch - (SGB IX) an die örtlichen 
Fürsorgestellen bei den Kreisen, kreisfreien 

und großen kreisangehörigen Städten und dem 
Gemeindeverband Städteregion Aachen 

im Rheinland für das Haushaltsjahr 2012 
(Ausgleichsabgabesatzung2012) 

Vom 14. Dezember 2011 

Auf Grund des § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe d 
der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 657), zuletzt geändert durch Arti­
ke12 des Gesetzes vom 24. März 2009 (GV NRW S. 254), in 
Verbindung mit § 7 des Gesetzes zur Durchführung der 
Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. November 1987 
(GV NRW S. 401), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. Oktober 2007 (GV NRW S. 482), hat die 
Landschaftsversammlung Rheinland am 14. Dezember 
2011 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Den örtlichen Fürsorgestellen bei den Kreisen, kreis­
freien und großen kreisangehörigen Städten und dem 
Gemeindeverband Städteregion Aachen im Rheinland 
wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 102 Absatz 1 
Nummer 3 des. Sozialgesetzbuches - Neuntes Buch ~ 
(SGB IX) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Juni 2001 (BGBL I S.1046), zuletzt geändert durch Arti­
ke16 des Gesetzes vom 20. Juni 2011 (BGBL I S. 1114), in 
Verbindung mit § 1 Absatzl Nummer 6 der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Sozialge­
setzbuch-Neuntes Buch - SGB IX vom 31. Januar 1989 
(Gv. NRW S. 78), zuletzt geändert durch Artikel 23. des 
Gesetzes vom 30. Oktober Z007 (GV. NRW S. 482), für das 
Jahr 2012 12.800.000 EUR des Aufkommens an Aus­
gleichsabgabe zugewiesen. 

§2 
Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat­
zung ist der von dem LVR-Integrationsamt im Jahr 2010 
vereinnahmte Gesamtbetrag der Ausgleichsabgabe unter 
Berücksichtigung des für 2010 durchgeführten Finanz­
ausgleichs zwischen den Integrationsämtern und der 
Abführung des dem Ausgleichsfonds beim Bundesminis­
ter für Arbeit und Soziales zustehenden Anteils. 

§3 
Die Auf teilung der Mittel gemäß § 1 auf die örtlichen 
Fürsorgestellen erfolgt in der Weise, dass zunächst jeder 
örtlichen Fürsorgestelle ein Betrag in Höhe von 52.000 
Euro zur Verfügung gestelltwird. Die verbleibenden Mit­
tel werden dann auf der Grundlage der Anzahl der in 
den jeweiligen Kreisen, kreisfreien und großen kreisan­
gehörigen Städten und dem Gemeindeverband Städtere­
gion Aachen am 31. Dezember 2009 wohnenden schwer­
behinderten Menschen prozentual aufgeteilt. 

§4 
Das LVR-Integrationsamt kann einzelnen örtlichen Für­
sorgestellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über die 
ihnen gemäß §§ 1 und 3 zugewiesenen Beträge hinaus 
weitere Mittel an Ausgleichsabgabe zur Verfügung stellen. 

§5 
Diese Satzung gilt für das Haushaltsjahr 2012. 

Köln, den 14.Dezember 2011 

Der Vorsi tz ende 
der Landschaftsversammlung Rheinland 

Prof. Dr. Jürgen W i 1 hel m 

Schriftführerin der Landschaftsversammlung Rheinland 

Ulrike L 11 b e k 

Die vorstehende Ausgleichsabgabesatzung wird gemäß 
§ 6 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung in der z. Z. 
geltenden Fassung bekannt gemacht. 

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor­
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch­
geführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

3. die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean­
standet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver­
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Köln, den 14. Dezember 2011 

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

Ulrike L 1.1 b ek 

"'- GV NRW 2012 S.90 
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Gesetz zur Änderung 
desHochschulgesetzes, des Kunsthochschul­

gesetzes und weitererVorschriften 
Vom 31. Januar 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: . 

Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes, des Kunst­
hochschulgesetzes und weiterer Vorschriften 

221 
Artikel 1 

Das Hochschulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV NRW 
S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesund­
heitsfachhochschulgesetzes. vom 8. Oktober 2009 (GV 
NRW S. 516), wird wie folgt geändert: 

1. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 8 wird als neuer Absatz 9 eingefügt: 

,,(9) Zugang zu einem Hochschulstudium hat auch, 
wer nicht über die Qualifikation nach den Absätzen 
1 bis 7 verfügt, aber. nach dem erfolgreichen Besuch 
einer Bildungseinrichtung im Ausland dort zum Stu­
dium berechtigt ist, und zusätzlich die Zugangsprü­
fung einer Hochschule bestanden hat. Durch die 
Zugangsprüfung wird festgestellt, ob die fachliche 
Eignung und die methodischen Fähigkeiten für das 
Studium eines Studienganges oder für das Studium 
bestimmter fachlich verwandter Studiengänge beste­
hen. Die Hochschulen dürfen sich wegen der 
Zugangsprüfung der Unterstützung durch Dritte 
bedienen. Die Hochschulen können für Personen, die 
die· Zugangsprüfungbestanden haben, Ergänzungs­
kurseanbieten. Das Nähere regelt das Ministerium 
im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung." 

b) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und wie 
folgt gefasst: 

,,(10) Die Ordnungen der Hochschulen können 
bestimmen, dass ausländische Studienbewerberin-
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nen und Studienbewerber, die nicht durch oder auf 
Gnmd völkerrechtlicher Verträge Deutschen 
gleichgestellt sind, über die Qualifikation nach den 
Absätzen 1 bis 8 hinaus .ihre Studierfähigkeit in 
einer besonderen Prüfung nachweisen müssen; bei 
Studienbewerberinnen und Studienbewerbern mit 
einer deutschen Hochschulzugangsberechtigung 
ist eine solche Prüfung nicht erforderlich." 

c) Die bisherigen Absätze 10 und 11 werden Absätze 
11 und 12. 

d) Der bisherige Absatz 12 wird Absatz 13 und wie 
folgt gefasst: 

,,(13) Studienbewerberinnen und Studienbewer­
ber, die ihre Studienqualifikation nicht an einer 
deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, 
müssen die für ihren Studiengang erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen. Das 
Nähere regelt eine Prüfungsordnung. Studienbe­
werberinnen und Studienbewerber, die einen 
Sprachkurs für den Hochschulzugang besuchen 
wollen, um den Nachweis nach Satz 1 zu erbrin­
gen, oder die eine Vorbereitung der Hochschule auf 
die Prüfung zur Feststellung der sprachlichen, 
fachlichen und methodischen Voraussetzungen für 
ein Studium (Feststellungsprüfung) besuchenwol­
len, können bis zum Bestehen oder endgültigen 
Nichtbestehen der jeweiligen Prüfung als Studie­
rende eingeschrieben werden; dies gilt auch für 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die 
Ergänzungskurse im Sinne des Absatzes 9 Satz 4 
besuchen wollen. Mit dem. Bestehender Sprach­
oder Feststellungsprüfung wird kein Anspruch auf 
Einschreibung inden Studiengang erworben. Die 
Hochschule kann Lehrveranstaltungen nach Satz 3 
Halbsatz 1 auch auf privatrechtlicher Grundlage 
anbieten und hierfür Entgelte erheben oder zur 
Durchführung der Lehrveranstaltungen mitBil­
dungseinrichtungen außerhalb des Hochschulbe­
reichs in privatrechtlicher Form zusammenarbei­
ten. Die Feststellungsprüfung kann der Hochschule 
nach Maßgabe der von dem für. das Schulwesen 
zuständigen Ministerium zu erlassenden Prüfungs­
ordnung übertragen werden." 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

"Eine.unterschiedliche B~himdlung von Bewerbe­
rinnen und Bewerbern mit dem. Abschluss eines 
Fachhochschulstudiums einerseits und mit dem 
Abschluss eines Universitätsstudiums andererseits 
beim Zugang zum Promotionsstudium ist nicht 
zulässig." 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,,(6) Die Universitäten und Fachhochschulen ent­
wickeln in Kooperation Promotions studien im 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Buchstabe b), bei 
denen die Erbringung der Promotionsleistungen 
gemeinsam betreut wird. Das Nähere zu diesen 
Studien und zur gemeinsamen Betreuung regelt 
die Promotionsordnung; diese soll dabei vorsehen, 
dass Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
an Fachhochschulen an der Betreuung von Promo­
tionsstudien beteiligt sowie zu Gutachterinnen 
oder .Gutachtern oder Prüferinnen oder Prüfern 
bestellt werden. Die nach Absatz 4 Satz 1 Buch­
stabe b) erforderlichen individuellen Promotions­
studien sind in einer Vereinbarung zwischen einer 
Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer an 
der Universität und einer Hochschullehrerin oder 
einem Hochschullehrer an der Fachhochschule 
festzulegen." 

3. In § 82 Absatz 2 werden die folgenden neuen Sätze 2 
und 3 angefügt: 

"An den Universitäten und Fachhochschulen tritt an 
die Stelle des verfassungsmäßig zuständigen obersten 
Organs nach § 68 Landespersonalvertretungsgesetz 
das Ministerium. Soweit eine Arbeitsgemeinschaft 
nach § 105 a Absatz 1 Landespersonalvertretungsge­
setz besteht, der der beteiligte Personalrat angehört, 
soll es diese anhören." 

221 
Artikel 2 

Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 2008 (Gy. NRW 
S. 195), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
21. April 2009 (Gy. NRW S. 224), wird wie folgt geändert: 

1. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 wird als neuer Absatz 7 eingefügt: 

,,(7) Zugang zu einem Kunsthochschulstudium hat 
auch, wer nicht über die Qualifikation nach den 
Absätzen 1 bis 5 verfügt aber nach dem erfolgrei­
chen Besuch einer Bildungseinrichtung im Aus,. 
land dort zum StudiUm berechtigt ist, und zusätz­
lich die Zugangsprüfung einer Hochschule 
bestanden hat. Durch die Zugangsprüfung wird 
festgestellt, ob die fachlichen Eignung und die 
methodischen Fähigkeiten für das Studium eines 
Studienganges oder für das Studium bestimmter 
fachlich verwandter Studiengänge bestehen. Die 
Hochschulen dürfen sich wegen der Zugangsprü­
fung der Unterstützung durch Dritte bedienen; Die 
Hochschulen können für Personen, die die 
Zugangsprüfung bestanden haben, Ergänzungs­
kurse anbieten. Das Nähere regelt das Ministerium 
im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung." 

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt 
gefasst: 

,,(8) Die Ordnungen der Hochschulen können 
bestimmen, dass ausländische Studienbewerberin­
nen und Studienbewerber, die nicht durch oder auf 
Grund völk:errechtlicher Verträge Deutschen gleich­
gestellt sind, über die Qualifikation nach den Absät­
zen 1 bis 6 hinaus ihre oder seine Studierfähigkeit in 
einer besonderen Prüfung nachweisen muss; bei Stu­
dienbewerberinnen und Studienbewerbern mit einer 
deutschen. Hochschulzugangsberechtigung ist eine 
solche Prüfung nicht erfordedich." 

c) Die bisherigen Absätze 8 und 9 werden Abätze 9 
und 10. 

d) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11 und wie 
folgt gefasst: 

,,(11) Studienbewerberinnen . und Studienbewerber, 
die ihre Studienqualifikation nicht an einer deutsch­
sprachigen Einrichtung erworben haben, müssen die 
für ihren Studiengang erforderlichen Kenntnisse der 
deutschen Sprache besitzen. Das Nähere regelt eine 
Prüfungsordnung. Studienbewerberinnen und Stu­
dienbewerber, die einen Sprachkurs für den Hoch­
schulzugang besuchen wollen, um den Nachweis 
nach Satz 1 zu erbringen, oder die eine Vorbereitung 
der Hochschule auf die Prüfung zur Feststellung der 
sprachlichen, fachlichen und methodischen Voraus­
setzungen für ein Studium (Feststellungsprüfung) 
besuchen wollen, können bis zum Bestehen oder 
endgültigen Nichtbestehen der jeweiligen Prüfung 
als Studierende. eingeschrieben . werden; dies gilt 
auch für Studienbewerberinnen und Studienbewer~ 
ber, die Ergänzungskurse im Sinne des Absatzes 7 
Satz 4 besuchen wollen. Mit dem Bestehen der 
Sprach- oder Feststellungsprüfung wird kein 
Anspruch auf Einschreibung in den Studiengang 
erworben. Die Hochschule kann eine Lehrveranstal­
tung nach Satz 3 Halbsatz 1 auch auf privatrechtli­
cher Grundlage anbieten und hierfür Entgelte erhe­
ben oder zur Durchführung der Lehrveranstaltung 
mit Bildungseinrichtungen außerhalb des Hoch­
schulbereichs in privatrechtlicher Form zusammen­
arbeiten. Die Feststellungsprüfung kann der Hoch­
schule nach Maßgabe der von dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium zu erlassenden 
Prüfungsordnung übertragen werden." 

2. In § 59 Absatz 4 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

"Eine unterschiedliche Behandlung von Bewerberin­
nen und Bewerbern mit dem Abschluss eines Fach­
hochschulstudiums einerseits und mit dem Abschluss 
eines Universitäts- oder Kunsthochschulstudiums 
andererseits beim Zugang zum Promotionsstudium ist 
nicht zulässig." 
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Artikel 3 
Das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung "Stiftung für 
Hochschulzulassung" vom 180 November .2008 (GV NRW 
So 710) wird wie folgt geändert: 

Nach § 12 Absatz 1 Satz 1 wird folgender neuer Satz ein­
gefügt: 

"Die Zuweisung lässt die Befugnisse des Stiftungsrates 
gemäß § 7 Absatz 1 unberührt." 

2035 
Artikel 4 

Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 3. Dezember 
1974 (GV NRW S. 1514), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (GV NRW S. 348), wird wie 
folgt geändert: 

In § 104 werden hinter den Wörtern "Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben"ein Komma und sodann die Wörter 
" Lehrbeauftragte, wissenschaftliche und künstlerische 
Hilfskräfte" eingefügt. 

Artikel 5 
Das Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 31, Januar 2012 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

(L. S.) 

20303 

Für die 
Ministerin für Schule und Weiterbildung 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes Rem m e I 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u I z e 

- GV NRW 2012 S. 90 

Berichtigung der Verordnung 
zur Änderung arbeitszeit- und urlaubsrechtlicher 

Vorschriften des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2) 

Vom 2. Februar 2012 

Die o.go Verordnung wird wie folgt berichtigt: 

1, In Artikel 1 wird in § 18 Absatz 4 die Angabe 
,,(Teil 2)" durch die Angabe ,,(Teil 3)" ersetzt. 

2. In Artikel 1 wird in § 33 Absatz 1 Nummer 6 mach 
dem Wort"behinderten" das Wort "oder" durch das 
Wort "und" ersetzt. 

3. In Artikel 1 wird in § 33 Absatz 1 Nummer 6 und 8 
das Wort "Arbeitstagen" durch das Wort "Arbeits­
tage" ersetzt. 

Düsseldorf, den 2. Februar 2012 

Ministerium 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Werries 

- GV NRW 2012 S. 92 

204 
Verordnung über die Ausschüsse und Beiräte 
im Lande Nordrhein-Westfalen, die unter das 

Ausschussmitglieder-Entschädigungsgesetz 
(AMEG) fallen 

Vom 22. Januar 2012 

Auf Grund des § 1 Absatz 2 des Ausschussmitglieder­
Entschädigungsgesetzes vom 13. Mai 1958 (GV NRW 
S. 193), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 
2008 (GV NRW S. 771), wird verordnet: 

§ 1 
Das Verzeichnis der Ausschüsse und Beiräte im Lande 
Nordrhein-Westfalen, die unter die Regelung des Geset­
zes fallen (Anlage zu § 1 des Gesetzes), erhält folgende 
Fassung: 

Verzeichnis der Ausschüsse und Beiräte im Lande Nord­
rhein-Westfalen, die unter die Regelung des·Gesetzes fal­
len: 

1. Polizeibeiräte 

2. Landespersonalausschuss 

3. Am,schüsse nach dem Berufsbildungsgesetz im 
Bereich des öffentlichen Dienstes 

4. Ausschuss zur Feststellung von Entschädigungen für 
Tumultschäden 

5. Staatlich-kommunaler Kooperationsausschuss zur 
Förderung der Zusammenarbeit der Landes-o und der 
Kommunalverwaltung auf dem Gebiet der.automati­
sierten Datenverarbeitung 

6. Beiräte bei Justizvollzugsanstalten 

7. Landesausschuss Nordrhein-Westfalen zur Durch­
führung der Deutschen Künstlerhilfe 

8. Landes-Sachverständigen-Ausschuss für Kulturgut 
sowie für Archivgut 

9. Preisgericht für die Verleihung des Staatspreises für 
das Kunsthandwerk im Lande Nordrhein-Westfalen 

10. Jury für die Verleihung desFilmpreises des Ministeri­
ums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport 

11, Auswahlausschüsse für die Ermittlung der 0 Förder­
preisträger des Landes Nordrhein-Westfalen für 
junge Künstlerinnen und Künstler 

120 Beraterausschüsse für die Beurteilung künstlerischer, 
kultureller oder wissenschaftlicher Leistungen oder 
Verdienste von Persönlichkeiten für die Verleihung 
des Titels "Professorin" oder "Professor" durch die 
Landesregierung 

13. Beiräte für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaus­
siedlerfragen 

14. Beratender Ausschuss für die Ernennung der Berufs­
richter der Sozialgerichtsbarkeit 

15. Beratender Ausschuss für die Ernennung der Vorsit­
zenden der Arbeitsgerichte 

160 Beiräte für die Kriegsopferfürsorge bei den Haupt­
fürsorgestellen 

17. Beratende Ausschüsse für Behinderte und Wider­
spruchsausschüsse bei den Hauptfürsorgestellen 

180 Landesausschuss und Ausschüsse für Jugendarbeits­
schutz 

19. Landesbeirat für Immissionsschutz 

200 Landesfachbeirat für Kurorte, Erholungsorte und 
Heilquellen 

21, Kuratorium der Akademie für öffentliches Gesund­
heitswesen 

22. Besuchskommissionen zur Beaufsichtigung der psy­
chiatrischen Krankenhäuser und Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs 

23. Runder Tisch zur Thematik "Gewalt gegen Frauen" 

24. Landesfachbeirat für den Rettungsdienst 
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